
Fr
än

ki
sc

he
r

W
ei

nf
es

tk
al

en
de

r
20

12

w w w . f r a e n k i s c h e r - w e i n f e s t k a l e n d e r . d e

Näheres zu

unserem Weinfest

auf Seite 77

30
Ja

hr
e

K
öh

le
r-

W
ei

nf
es

t

" !'&&%$ ##$'##

!$#!$

D
in

go
ls

ha
us

en
,3

.–
6.

A
ug

us
t2

01
2

2,90 Euro Die Weinfestsaison
beginnt!ab sofort erhältlich –

für nur 2,90 Euro

Besuchen Sie die zahlreichen Feste in den
romantischen Weinorten Mainfrankens und
genießen ein paar fröhliche Stunden!

Wann und wo welches Weinfest stattfindet,
finden Sie jetzt im Weinfestkalender 2012.

Den Weinfestkalender erhalten Sie in aus-
gewählten Kiosken, Buchhandlungen,
in allen Geschäftsstellen der Mediengruppe
Main-Post und online unter
www.fraenkischer-weinfestkalender.de für
nur 2,90 Euro. (Online-Bestellungen zzgl.
Versandkosten)

ANZEIGE

Wie gut geht es den privaten Krankenkassen? Von Verbraucherschützern kommt Kritik, und die Politik streitet über ihre Zukunft. FOTO: THINKSTOCK/MONTAGE BISCAN

Standpunkt

Der Rückhalt schwindet
......................................................................................................

Von RUDI WAIS
red.politik@mainpost.de

......................................................................................................

D ie Situation ist paradox.
Während die sonst so

anfällige gesetzliche Kranken-
versicherung fast 20 Milliar-
den Euro an Überschüssen
hortet, laufen den vermeint-
lich besser aufgestellten und
solider wirtschaftenden Privatkassen die
Beiträge aus dem Ruder. Die neue Untersu-
chung der Verbraucherzentralen mag zwar
auf einer etwas schwachen Datenbasis ste-
hen und plakativ den einen oder anderen
atypischen Einzelfall herausgepickt haben –
der Trend aber stimmt.

Immer häufiger zahlen ältere und seit
langem an die Privaten gebundene Mitglie-
der die Zeche für das aggressive Neugeschäft
vieler Versicherer. Makler, die Provisionen
von mehr als 10 000 Euro für jeden Ver-
tragsabschluss erhalten, junge Gutverdiener,
die mit faszinierend günstigen Monatsbei-
trägen geködert werden, aber kaum noch
ihre Kasse wechseln können, wenn die

Tarife später steigen – es liegt einiges im
Argen im Verantwortungsbereich der priva-
ten Krankenversicherung.

Wenn sie ihr Beitragsproblem nicht bald
in den Griff bekommt, hat ihr Geschäfts-
modell keine Chance mehr. Auf Dauer
werden die privaten Kassen auch dem treu-
esten Versicherten nicht erklären können,
warum sie im Lauf der Jahre Zigtausende an
Altersrückstellungen für ihn angespart
haben, gleichzeitig aber die Beiträge auch
im Alter immer weiter steigen.

Inzwischen sind es ja nicht nur die Grü-
nen und die SPD, die das Nebeneinander
von Gesetzlichen und Privaten beenden
und mit ihrer Bürgerversicherung möglichst
alle unter einem Dach versammeln wollen;
Arbeiter, Angestellte, Freiberufler, Unter-
nehmer. Auch in der Union, über Jahrzehn-
te einer der verlässlichsten Helfer der priva-
ten Assekuranz, schwindet der Rückhalt, für
ein System, dessen Exklusivität von Jahr zu
Jahr teurer erkauft wird. Der alte Slogan,
nach dem die Privaten für die, die es sich
leisten können, unterm Strich billiger und
besser sind, gilt schon lange nicht mehr.

Aus für private Krankenversicherungen?
Gesundheitspolitik

Verbraucherzentralen bezweifeln angesichts teilweise dramatischer Beitragssteigerungen die Überlebenschance der Privaten
......................................................................................................

Von unserem Korrespondenten
RUDI WAIS

......................................................................................................

D ie Mitgliedschaft in einer priva-
ten Krankenkasse wird für ältere
Versicherte allmählich zu einem
teuren Luxus. Nach einer Stich-

probe des Bundesverbandes der Verbraucher-
zentralen leiden sie überproportional stark
unter den Beitragserhöhungen der Kassen.
In insgesamt 144 untersuchten Beschwerden
von Verbrauchern stiegen die Versicherungs-
prämien danach um durchschnittlich 23,9
Prozent. Gleichzeitig erschweren offenbar
viele Assekuranzen ihren Kunden denWech-
sel in günstigere Tarife.

„Unsere Befürchtungenwurdenweit über-
troffen“, betonte der Versicherungsexperte
der federführenden Verbraucherzentrale
Rheinland-Pfalz, Michael Wortberg, bei der
Vorlage der (nicht repräsentativen) Untersu-
chung. Besonders negativ fiel dabei neben
der Gothaer die Central Krankenversiche-
rung auf, deren Beiträge zum Jahreswechsel
teilweise um 60 Prozent gestiegen sind.

Während die Branche selbst von einer
durchschnittlichen Erhöhung von zwei Pro-
zent spricht, machten die Verbraucherschüt-
zer gerade bei langjährigen Kunden und älte-
ren Versicherten eine regelrechte „Beitrags-
explosion“ aus. In einem Fall zahlte eine
59-jährige Frau einen Monatsbeitrag von
1095 Euro.

Ein großes Manko ist aus Sicht der Ver-
braucherschützer die eingeschränkte Wahl-
freiheit der Versicherten. Deren Recht, in
einen preiswerteren Tarif zu wechseln, werde
von einigen Unternehmen unter anderem
dadurch unterlaufen, dass sie ihren Kunden
als Alternative nur noch teurere Tarife mit
schlechteren Leistungen anböten. Nur in
vier der 144 Fälle gab es keine Probleme mit
dem Tarifwechsel.

Neben deutlich kundenfreundlicheren
Wahlmöglichkeiten fordert Verbandspräsi-
dent Gerd Billen auch eine Reihe grundsätz-
licher Korrekturen am System der Privaten
Krankenversicherung (PKV). Danach sollten
die Beiträge auch hier an die Höhe des Ein-
kommens gekoppelt werden und die Ärzte
und Kliniken direkt mit den Versicherern ab-
rechnen.

Außerdem solltenMediziner bei vergleich-
baren Leistungen Privatpatienten keine hö-
heren Gebühren mehr berechnen können
als gesetzlich Versicherten. Unabhängig von
den akuten Problemen, so Billen, müssten
die Privatkassen effizienter arbeiten und ihre
„Gerechtigkeitsdefizite“ ausgleichen.

Der CDU-Experte Jens Spahn denkt ähn-
lich: „Junge Leute werden teilweise systema-
tisch mit billigen Tarifen angeworben, die
später schnell teurer werden.“ Der 31-Jähri-
ge, selbst privat versichert, hält die Trennung
zwischen gesetzlichen und privaten Kassen
für nicht mehr zeitgemäß: „Dass nur Selbst-
ständige, Beamte und Gutverdiener sich pri-
vat versichern können, lässt sich nur noch
historisch begründen.“

In der Zeitung „Die Welt“ plädiert Spahn
unabhängig von der Rechtsform der Kassen
für mehr Wettbewerb und eine stärkere Kon-
zentration der Privaten auf ihr klassisches
Geschäft, das Absichern von Extras wie der
Chefarztbehandlung oder dem Einbettzim-
mer. Verbraucherschützer Billen prophezeit
der PKVmit ihren neunMillionen Versicher-
ten gar: „Sie wird sich selbst abschaffen.“

Es gebe „eine eklatante Zahl von Fällen,

wo es Beitragssteigerungen von bis zu 30 Pro-
zent von einem Jahr aufs andere gegeben
hat“, kritisiert Billen. Der Verband der Priva-
ten Krankenkassen dagegen spricht von
„Einzelfällen, in denen sich Versicherte über-
fordert fühlen“, und weist die Vorwürfe der
Verbraucherschützer als unseriös zurück.

Seit 1997 seien die Beiträge in der gesetzli-
chen und der privaten Krankenversicherung
annähernd gleich stark gestiegen, nämlich
um 3,1 Prozent pro Jahr bei den gesetzlichen
Kassen und um 3,3 Prozent bei den Privaten.
„Die steigenden Gesundheitskosten betref-
fen beide Versicherungssysteme gleicherma-
ßen“, betont Verbandsdirektor Volker Leien-
bach. Außerdem gebe es für Problemfälle bei
den Privaten den sogenannten Sozialtarif
mit deutlich geringeren Beiträgen und Leis-
tungen auf demNiveau der gesetzlichen Kas-
sen.

Bereits am Vortag hatte AOK-Chef Jürgen
Graalmann die Politik aufgefordert, die pri-
vate Krankenversicherung in ihrer heutigen
Form nicht künstlich am Leben zu erhalten.
Die betroffene Branche und die FDP warfen
ihm einen Fehltritt vor. Die SPD sieht sich
hingegen bestätigt.

„Die Lage der PKV ist ganz offensichtlich
bedrohlich“, sagte der Vorsitzende des AOK-
Bundesverbands. „So wie es aussieht, bekom-
men die Versicherer diese Krise nicht selbst

unter Kontrolle“, sagte Graalmann. Ein ein-
heitlicher Versicherungsmarkt sei die logi-
sche Konsequenz. Die Politik solle dabei auf
einen Ausgleich für die PKV-Unternehmen
verzichten. „Wenn das heutige Geschäfts-
modell der PKV gescheitert ist, darf es keine
politischen Kompensationsgeschäfte ge-
ben“, forderte Graalmann.

Der PKV-Verband reagierte heftig. „Wider
besseresWissen erfindet Herr Graalmann ein
Horrorszenario, das durch nichts belegt ist“,
sagte Direktor Volker Leienbach. „Dass der
Repräsentant einer privilegierten öffentlich-
rechtlichen Körperschaft wie der AOK wahr-
heitswidrig einen privatwirtschaftlichen
Wettbewerber schlechtredet, ist eine üble
Entgleisung.“

Der FDP-Gesundheitsexperte Heinz Lan-
fermann sagte: „Einen ganzen Wirtschafts-
zweig als bedroht hinzustellen, halte ich für
unseriös.“ Graalmann dürfe bewusst sein,
dass es die AOK heute in dieser Form nicht
mehr gäbe, wenn die Politik nicht über Jahre
geholfen hätte. SPD-Generalsekretärin And-
rea Nahles sagte hingegen: „Die heutige PKV
ist am Ende. Jetzt ist es Zeit für die Bürgerver-
sicherung.“ Die Privatisierung und damit
Zerschlagung der gesetzlichen Kassen als
Kompensation für ein einheitliches Versiche-
rungssystem werde es mit der SPD nicht ge-
ben. MIT MATERIAL VON DPA
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